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Rechtssatz 

Eine Ergebnissaldierung stellt für die betreffenden Gesellschaften eine Steuervergünstigung dar. Durch 
einen Ausgleich zwischen den positiven und negativen Ergebnissen der einbezogenen Gesellschaften und 
die Konsolidierung dieser Ergebnisse beim Gruppenträger verschafft das System der Gruppenbesteuerung 
den betroffenen Gesellschaften einen Liquiditätsvorteil (vgl. - zu einem System der "steuerlichen 
Integration" in Luxemburg - EuGH 14.5.2020, B u.a., C-749/18, Rn. 23). Die österreichische Regelung 
begründet - vergleichbar der in jener Entscheidung zu beurteilenden Rechtslage in Luxemburg - eine 
Ungleichbehandlung zwischen Muttergesellschaften mit Sitz in Österreich, die mittels Gruppenbildung 
die positiven Ergebnisse ihrer gewinnbringenden Tochtergesellschaften durch die Verluste ihrer 
defizitären Tochtergesellschaften ausgleichen können, einerseits und Muttergesellschaften (mit 
Tochtergesellschaften in Österreich), deren Sitz sich in einem anderen Mitgliedstaat befindet und die auch 
keine Betriebsstätte (Zweigstelle) in Österreich haben, anderseits (vgl. insoweit EuGH B u.a., Rn. 25). Da 
die freie Wahl der geeigneten Rechtsform für die Ausübung von Tätigkeiten in einem anderen 
Mitgliedstaat nicht durch diskriminierende Steuerbestimmungen eingeschränkt werden darf, ist es ohne 
Belang, dass die Gründung einer für die bestehenden Tochtergesellschaften die Rolle der 
Muttergesellschaft übernehmenden Betriebsstätte in Österreich es ermöglicht hätte, die steuerliche 
Integration der Ergebnisse der Tochtergesellschaften zu erreichen (vgl. neuerlich EuGH B u.a., Rn. 30). 
Da die österreichische Regelung insoweit grenzüberschreitende Sachverhalte gegenüber rein 
innerstaatlichen Sachverhalten steuerlich benachteiligt, liegt eine grundsätzlich verbotene Beschränkung 
der Niederlassungsfreiheit vor (vgl. wiederum EuGH B u.a., Rn. 31). Die Vergleichbarkeit eines 
grenzüberschreitenden Sachverhalts mit einem innerstaatlichen Sachverhalt ist unter Berücksichtigung 
des mit den fraglichen nationalen Bestimmungen verfolgten Ziels zu prüfen (vgl. neuerlich EuGH B u.a., 
Rn. 33). Auch nach der österreichischen Rechtslage ist Ziel der Regelung die Ermöglichung der 
steuerlichen Konsolidierung der Ergebnisse der Tochtergesellschaften in Österreich. Dieses Ziel lässt sich 
ebenso gut bei Gruppen mit gebietsansässigen Muttergesellschaften wie bei solchen mit gebietsfremden 
Muttergesellschaften erreichen (vgl. wiederum EuGH B u.a., Rn. 34 ff). 
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